C Deutschland 1950 - 1990

I Die Bundesrepublik der Adenauerzeit 1949 - 1963
1 Die zweite deutsche Demokratie

Ausgangslage

Faktoren der Instabilität
· Wohnungen und Industrieanlagen zerstört
· kaum Nahrungsmittel

· hohe Arbeitslosigkeit

· viele Flüchtlinge

( Gefahr eines zweiten „Weimars“

Die Ära Adenauer

1949: Konrad Adenauer wird mit nur einer Stimme Mehrheit zum Kanzler gewählt
aber: keine Große Koalition mit SPD sondern kleine Koalition mit CSU, FDP und DP

1953: 2/3-Mehrheit für Adenauers Regierungskoalition

1957: absolute Mehrheit von CDU/CSU

1961: Koalitionsregierung

( SPD blieb während Adenauers Regierungszeit von der Regierung ausgeschlossen
( Adenauer prägte die Bundesrepublik durch seine lange Amtszeit von 1949 bis 1963
( Kanzlerdemokratie durch Richtlinienkompetenz und straffe demokratische Führung

Gründe für Adenauers Erfolg:

· Garant für Westintegration und Abwehr des Kommunismus

· Führungsstärke

· Integrationskraft

· glückliche Hand in der Sozialpolitik

( Stabilität
Parteiendemokratie

· erste Bundestagswahl: Gefahr der Weimarer Zersplitterung (12 Parteien)
aber: vier größte Parteien besaßen 70% der Stimmen

· zweite Bundestagswahl: 5%-Hürde ( Ausschließung der Splitterparteien
( Grundlage für ersten funktionsfähigen Parlamentarismus

CDU/CSU und SPD

CDU/CSU: föderalistisch orientierte Volkspartei für alle großen sozialen Gruppen

SPD: klassische, zentralistisch geführte Mitgliederpartei
( offensive Oppositionspolitik
( nationale Wiedervereinigung als oberste Priorität

Konflikt: Kurt Schumacher (gegen Kommunismus aber für Sozialismus) (( Adenauer

1952: Tod Schumachers

1953 und 1957: Niederlage in den Wahlen

1959:
Godesberger Programm
( Entwicklung zur Volkspartei
( Ziel: demokratischer Sozialismus (Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität)
Ausgestaltung des Sozialstaates

Innenpolitik stand im Schatten der Außenpolitik
aber: Sicherung großer Wählergruppen durch Sozialpolitik
1950 – 55: Förderung des sozialen Wohnungsbaus

1950: Versorgungsgesetz (Rente für Kriegsopfer)

131er Gesetz: Integration NS-Belasteter (z.B. Beamte) in den demokratischen Staat
aber: auch schwer belastete NS-Funktionäre wurden in Bundesregierung aufgenommen
( Zweifel am radikalen demokratischen Neubeginn

1951: Montan-Mitbestimmungsgesetz

· Beschwichtigung der Gewerkschaften die mit Streik drohten

· 50% der Aufsichtsratsitze in Bergbau- und Stahlbetrieben für die Arbeitnehmer

· aber: ab 1952 nicht mehr gewährleistet

1952: Lastenausgleich (Vermögende leisten Abgaben für Flüchtlinge und Vertrieben)

1957: dynamische Altersrente (Rente orientiert sich am aktuellen Bruttoeinkommen)
( Erhöhung des damaligen Rentenniveaus um 65%

Problem: Ausgestaltung des Sozialstaates war vom Wirtschaftswachstum abhängig
( Wirtschaftskrisen würden Sozialpolitik beeinflussen
( Gefahr der „Schönwetterdemokratie“

Antikommunismus und Verdrängung des NS- Erbes

Hauptfeinde der Demokratie: Kommunismus und Nationalsozialismus
· Verbot verfassungswidriger Parteien (Sozialistische Reichspartei 1952, KPD 1956)

· Frontstellung der Bundesrepublik zur DDR und dem Ostblock

( extremer Antikommunismus
· Bundesregierung war auf fachliche Qualifikation bestimmter NS-Experten angewiesen

· Nationalsozialismus sollte sich mit der Zeit selber verflüchtigen

( Verdrängung der NS-Vergangenheit
2 Das „Wirtschaftswunder“

Gründe für das Wirtschaftswachstum der 50er Jahre

· Marshall-Plan und Währungsreform (Investitionsreize durch billige Kredite etc.)

· Integration der Bundesrepublik in den Weltmarkt:
1949: OEEC: Verantwortlich für Umsetzung des Marshall-Plans
1950: GATT: Zoll und Handelsabkommen
1952: Internationaler Währungsfond (IMF)

· 1953: Entschuldungsabkommen: Erlass der Reparationen
· hohe Nachfrage nach deutschten Produkten (gute Qualität und nicht teuer)

· Kriegsschäden ( Erneuerung auf hochmoderne Produktionsanlagen

Wirtschaftsentwicklung der 50er Jahre

1948: Währungsreform ( Preisanstieg und 2 Mio. Arbeitslose
aber: Korea-Boom führt zum wirtschaftlichen Aufschwung in Westdeutschland

1949: Gründung des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB)
(betrieb Stabilitätspolitik, um den Wirtschaftsaufschwung nicht zu gefährden)

50er Jahre: Wachstum des Sozialprodukts ca. 8%

1958: Vollbeschäftigung und vollst. Integration von Vertrieben in die Erwerbsgesellschaft
( Lohnanstieg und Verbesserung der sozialen Leistungen für Arbeitnehmer

ab 1961: Arbeiter müssen importiert werden (z.B. Gastarbeiter aus Italien)
Wirtschaftlicher Strukturwandel und Schichtungs- und Konsumgesellschaft
Entwicklung zur modernen Industriewirtschaft, stark ausgeprägter Dienstleistungssektor
( weniger Landwirtschaft, mehr Handwerk und Industrie, sehr viel Dienstleistung
Wirtschaftswachstum: Grundlage für politische und soziale Stabilitätsentwicklung

· breite soziale Mittelschicht (Aufstieg von Bauern, Handwerkern, Angestellten)
· Lebensstil von Arbeitern und anderen Beschäftigten gleicht sich an
· Abnahme der Unterschiede zwischen Stadt und Land

( Verbürgerlichung der Gesellschaft führt zur Konsumgesellschaft
(Fress-, Bekleidungs-, Wohn-, Reise- und Motorisierungswelle nach den Hungerjahren)
II Krisenjahre
1 Das Ende der Ära Adenauer und die erste Wirtschaftskrise

Schwierigkeiten der Opposition

· Adenauer hatte ein hohes Ansehen durch seine Erfolge

· trotz hoher Wahlbeteiligung politisches Desinteresse der Bevölkerung nach den Erfahrungen der NS-Zeit ( Rückzug ins Private, Ausbau des eigenen Wohlstands

· fehlende Bereitschaft für grundsätzliche Gesellschafts- und Wirtschaftsreformen

· Abwertung sozialistischer Vorstellungen durch Vergleich mit undemokratischer DDR

„Spiegel-Affäre“ 1962 und politischer Klimawechsel
1961: Bundestagswahl: Koalition zwischen CDU/CSU und FDP notwendig
Koalitionsforderungen der FDP:

· Ludwig Erhard anstatt 85jährigem Adenauer als Kanzler

· Ablösung von Franz Josef Strauß als Verteidigungsminister

aber: CDU/CSU droht mit SPD-Koalition ( FDP lenkt ein
Kritik an Franz Josef Strauß durch SPD, FDP und Presse:
Strauß vertrat Konzept der massiven Abschreckung im Atomkrieg
( Befürwortung von Atombewaffnung der Bundeswehr und atomarem Präventivschlag

1961: Strauß wird CSU-Vorsitzender
1962: „Der Spiegel“ veröffentlicht einen kritischen Artikel über ein NATO-Manöver

( Beschlagnahmungen und widerrechtliche Verhaftungen von Spiegel-Mitarbeitern durch die Bundesregierung unter dem Vorwand von „Landesverrat“
aber: Vorwürfe erweisen sich als unbegründet, Parlament wurde (von Strauß) belogen
( Vorwurf des „Landesverrats“ als Vorwand für Ausschaltung einer kritischen Zeitung

massiver öffentlicher Protest: Politisierung der liberalen Öffentlichkeit
· SPD erwirkt Aufklärung der Abläufe

· Rücktritt der FDP- und Unions-Minister um Sturz von Strauß zu erzwingen

Adenauer kann neue Regierung bilden
aber: erstmals gewinnt die liberale Öffentlichkeit einen Konflikt mit der Regierung

Rücktritt Adenauers und Regierung Erhard

1963: Niederlage bei Landtagswahlen in Rheinland-Pfalz und Berlin
( Rücktritt Konrad Adenauers

Oktober 1963: Ludwig Erhard, populärer Wirtschaftsminister („Vater des Wirtschaftswunders“), wird zweiter deutscher Bundeskanzler

· Erhard führt Adenauers Politik fort, lässt aber Diskussion und Meinungsbildung zu
· „formierte Gesellschaft“: Bewusstsein fürs Ganze; Überwindung v. Gruppenegoismen
Erhards Sturz

1966/67:
erster Konjunktureinbruch ( Produktionsrückgang und Arbeitslosigkeit
( Krisenangst der Bevölkerung, Verlust des Vertrauens in die CDU/CSU
· SPD gewinnt Landtagswahlen in Nordrhein-Westfalen und Hessen

· 1964 gegründete rechtsradikale NPD wird Sammelbecken für Protestwähler

1966: Nach Diskrepanzen bei Haushaltsberatungen kündigt FDP Koalition
( Große Koalition zwischen Union und SPD
2 Große Koalition und Außenparlamentarische Opposition
Große Koalition 1966-1969

1966: Kurt Georg Kiesinger (CDU) wird Kanzler, Willy Brand (SPD) Vizekanzler
( Schaffung von wirtschaftlicher Stabilität; aber: innenpolitische Instabilität

Wirtschaftspolitik als Krisenmanagement

Einer der Gründe für Erhards Scheitern: Festhalten an neoliberaler Wirtschaftspolitik
neue internationale Wirtschaftspolitik
· USA: Reform durch Kennedy (bis 1961) und Johnson (Great Society Program 1963)
( Staat beeinflusst Wirtschaftsplanung
· England/Frankreich: Modernisierung der Wirtschaft durch Umbau des Bildungswesens
Juni 1967: Stabilitätsgesetz in Deutschland

· jährliches Wirtschaftsgutachten durch die „Fünf Weisen“

· Verpflichtung zur Einhaltung der Ziele des „magischen Vierecks“
( Wirtschaftswachstum
( Preisstabilität
( Vollbeschäftigung
( außenwirtschaftliches Gleichgewicht

· antizyklische Konjunkturpolitik: Aufschwung durch staatliche Investitionen

· „konzertierte Aktion“ der Regierung, Gewerkschaften und Unternehmerverbände

( Anstieg von Investitionen (12,1%) und Bruttosozialprodukt; Vollbeschäftigung 1969
Arbeitsförderungsgesetz (Arbeitslosen-Weiterbildung) und Lohnfortzahlungsgesetz
Notstandsfall und innere Souveränität

Große Koalition macht Verfassungsänderung zur Wiederherstellung der inneren Souveränität möglich (Ablösung des alliierten Vorbehaltsrechts)

Notstandsgesetzgebung:
Aufhebung der Grundrechte im Fall einer Bedrohung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung, des Spannungs- oder Verteidigungsfalls
aber: Gegner befürchten Weimarer Notstandsrecht (NS-Missbrauch)

30. Mai 1968: Verabschiedung der Notstandsverfassung
( breite öffentlicher Protestbewegung (Studenten)
( Bildung einer  Außenparlamentarischen Opposition (APO) da keine starke Opposition

Radikalisierungsprozesse

Notstandsgesetzgebung und Ausschaltung des Konkurrenzmechanismus führen zu Destabilisierung, Verlust von Integrationskraft und Radikalisierungsprozessen

( NPD und APO finden Zulauf

Studentenbewegung und alternative Lebensentwürfe
Protest gegen erstarte und NS-belastete Ordinarienuniversität
( Politisierung der Studentenschaft, z.B. Sozialistisch Deutscher Studentenbund (SDS)

Demonstrationen in bisher unbekanntem Maße gegen

· Notstandsgesetzgebung, 

· unpolitisch, konservative Elterngeneration,

· Manipulation der Öffentlichkeit durch Massenmedien (Bildzeitung Axel-Springer)

· Vietnamkrieg

beflügelt durch
· Studentenaufstände in USA und Frankreich

· Reformansätze in ČSSR:„Prager Frühling“, „Sozialismus mit Menschlichem Antlitz“
Eskalation:
1967 wird Demonstrant erschossen und 1968 Attentat auf SDS-Führer Rudi-Dutschke
68er-Bewegung belebt Reformpotential der Bundesrepublik durch radikale Demokratieansätze, antikapitalistisches Denken, Sympathie für Befreiungsbewegungen
· Bruch mit Lebensweise der Elterngeneration und sexuellen Tabus

· Unangepasste Lebensführung, Drogenkonsum und anarchistische Erziehungsansätze

III Sozialliberale und christlich-liberale Koalitionen 1969-1990

1 Reformpolitik und Terrorismus der 70er Jahre

Bundespräsidentenwahl und Machtwechsel 1969
Nach dem Rücktritt des zweiten Bundspräsidenten Heinrich Lübke stellt die SPD einen eigenen Kandidaten Gustav Heinemann auf, der mit Stimmen von SPD+FDP gewählt wird
Differenzen der Partner der Großen Koalition in Wirtschafts- und Ostpolitik
1969: Bundestagswahl: SPD geht Koalition mit FDP ein

· CDU/CSU erstmals in die Opposition gedrängt

· Willy Brandt wird mit knapper Mehrheit Kanzler
( verspricht Kontinuität in der Außenpolitik und Erneuerungskurs in der Innenpolitik

Innere Reformen Brandts: „Mehr Demokratie wagen“

· Erweiterung von Bürgerrechten in Politik und Wirtschaft ( mehr Bürgerbeteiligung

· Verstärkung der gesellschaftlichen Aufbruchstimmung (z.B. Studentenbewegung)

· Herabsetzung von Volljährigkeits- und Wahlalter von 21 auf 18 Jahre

· Bildungsreform für Chancengleichheit (BAföG) und Universitätsausbau

Ostverträge und Konstruktives Misstrauensvotum

Ostpolitik: „geregeltes Nebeneinander“ mit DDR, Polen, ČSSR und Sowjetunion
1970: Anerkennung der .„Unverletzlichkeit“ der Nachkriegsgrenzen in Verträgen mit Sowjetunion und Polen (aber keine Anerkennung Endgültigkeit)

( Widerstand der Vertriebenenverbände ( Zerreißprobe der sozialliberalen Regierung

April 1972: Konstruktives Misstrauensvotum gegen Brandt scheitert an einer Stimme

( Brandt macht über Vertrauensfrage Weg für Neuwahlen frei

1972: Bundestagswahl: Brandts Popularität führt zum SPD-Sieg und zur FDP-Koalition
1972: Grundlagenvertrag mit DDR

1973: Prager Vertrag mit ČSSR

Extremistenbeschluss 1972
· CDU/CSU befürchten Gefährdung der inneren Sicherheit durch Ostpolitik der SPD und sozialistische Studentenbewegung und APO

· CDU/CSU will Deutsche Kommunistische Partei (DKP) als verfassungswidrige Nachfolgepartei der KPD vom Bundesverfassungsgericht verbieten lassen

Januar 1972: Extremistenbeschluss

· Willy Brandt will ein erneutes Parteiverbot vermeiden aber trotzdem abwehrbereite Demokratie verwirklichen

· alle Bewerber für den öffentlichen Dienst werden auf ihre Bereitschaft „jederzeit für die freiheitlich demokratische Grundordnung einzutreten“ überprüft

1976: umstrittener Extremistenbeschluss wird v. SPD/FDP regierten Ländern abgeschafft

Terrorismus

seit 1970: Entwicklung von Terrorgruppen aus Kreisen der Studentenbewegung und APO

· Rote Armee Fraktion (RAF) (Baader-Meinhof-Gruppe)

· „Bewegung 2. Juni“

· „Revolutionäre Zellen“

Ziel: Beseitigung des kapitalistischen, neofaschistischen und imperialistischen „Systems“ der Bonner Demokratie durch bewaffneten Guerillakampf
1977: Höhepunkt der Terrorwelle/Mordanschläge: Schleyer- und Flugzeug-Entführung
Flugzeug-Entführung misslingt ( Selbstmord der RAF-Führung ( Ermordung Schleyers

( Terroristenverfolgung führt zur Verschärfung von Straf(vollzugs/prozess)recht

2 Ölkrise und Automatisierung

Ölschock 1973/1974
1973: USA und westliche Länder unterstützen Israel im dritten Nahostkrieg
( arabische Länder drosseln Erdölproduktion als Druckmittel

Ölpreisanstieg führt zu Sonntagsfahrverbot, Wachstumsstagnation und Arbeitslosigkeit

Kanzlerwechsel

Mai 1974: Brandts Unfähigkeit zum aktiven Krisenmanagement und Spionageaffäre seines persönlichen Referenten Guillaumes führen zum Rücktritt vom Kanzleramt

Wirtschafts- und Finanzminister Helmut Schmidt (SPD) wird Kanzler und bildet mit Hans-Dietrich Genscher (FDP) eine neue Koalition (Walter Scheel (FDP) ist Bundespräsident)

Tendenzwende

· Stabilität als oberstes Ziel der Bundesregierung

· Kanzler Schmidt garantierte als „Macher“ wirtschaftliche und politische Stabilität

· wirtschaftliches Krisenmanagement wird zum festen Bestandteil der Regierungspolitik

· Senkung von Lohnkosten und Inflationsrate führt trotz rückläufigem Wachstum, Ölpreisexplosion und internationalem Wettbewerb in den 70ern zum Aufschwung

aber: wenig sozialpolitische Reformen, lückenhafte Umweltschutzgesetze

Neue Technologien der 70er Jahre

· elektronische Datenverarbeitung führt zur „Bürorevolution“

· Strukturelle Arbeitslosigkeit: Roboter/Automatisierung rationalisieren Arbeitsplätze
aber: Schaffung neuer Arbeitsplätze für Höherqualifizierte

( Neuer Mittelstand höher qualifizierter Angestellter mit größerem Selbstbewusstsein
( Wertewandel (Freizeit, Sicherheit, Umwelt, politische Beteiligung wird wichtig)
Neue weltpolitische Rolle der Bundesrepublik
D-Mark neben Schweizer Franken stabilste Währung (stärkste Wirtschaftskraft der EG)

1979: Einführung des europäischen Währungssystems mit festen Wechselkursen

Bundesrepublik ist wirtschaftliche Führungsmacht in der EG und nimmt als vierte Macht an den Wirtschaftsgipfeln der Siegermächte des Zweiten Weltkrieges teil

schwankende amerikanische Außenpolitik verbessert Zusammenarbeit mit Frankreich
Zweiter Ölschock 1979
zweite Welle von Ölpreiserhöhungen bringt sozialliberale Regierung in Schwierigkeiten

· SPD: Kritik an geringer Reformbereitschaft von Schmidt

· FDP: SPD als Hindernis für wirkungsvolle Kostendämpfungspolitik

1980: Bundestagswahl: Rettung der Koalition
3 Umweltfrage und neue politische Bewegungen

Ökologie-Problem

Umweltfrage rückt in den 70er Jahren ins öffentliche Bewusstsein

Waldsterben durch sauren Regen
1976: Dioxin-Unfall im oberitalienischen Seveso

1979: radioaktive Wolke des Kernkraftwerks Harrisburg (USA)

Konflikt Wirtschaftswachstum (( Umweltprobleme

Bürgerinitiativen

· Vermeidung von Umweltschutz- und Kernkraftdebatten in der Politik führte zur Gründung von alternativen Bürgerinitiativen für Umweltschutz

· Bekämpfung von Anti-Kernkraft-Demos mit Polizeieinsätzen führt zur Radikalisierung

Die Grünen

basisdemokratisches Selbstverständnis verhindert lange die Parteigründung der Grünen

1980: Gründung der Grünen zur Bundestagswahl führt zu 1,5 % der Stimmen
( Altparteien wurden zur Entwicklung eines Umweltprogramms gezwungen

Flügelkämpfe zwischen Pragmatikern („Realos“) und Fundamentalopposition („Fundis“)
Ende der 80er: Durchsetzung der „Realos“

Koalitionswechsel 1982
1981/82: Wirtschaftskrise und steigende Arbeitslosigkeit infolge des zweiten Ölschocks
· SPD: Beschäftigungsprogramm auch auf Kosten einer weiteren Staatsverschuldung

· FDP: Haushaltseinsparungen bei Sozialleistungen und angebotsorientierte Wirtschaftspolitik mit Steuerentlastungen für Unternehmen
Schmidt entlässt FDP-Minister, da die FDP keine Garantie zur Koalitionsfortsetzung gab
( FDP und CDU/CSU stürzen Schmidt durch konstruktives Misstrauensvotum

Oktober 1982: Helmuth Kohl wird durch konstruktives Misstrauensvotum Kanzler
1983: Neuwahlen: Union 48,6%; FDP 7%; erstmals Grünen-Einzug in Bundestag (5,6%)

Bundeskanzler: Helmuth Kohl; Außenminister/Vizekanzler Hans-Dietrich Genscher (FDP)

Anspruch und Wirklichkeit der „Wende“

CDU/CSU proklamierte „Wende“ in der Außen- und Innenpolitik der Bundesrepublik
( „Leistung muss sich wieder lohnen“
aber: Fortsetzung der Politik der sozialliberalen Koalition

Einschränkungen im Sozialbereich (BAföG, Rente, Bildung, kein sozialer Wohnungsbau)
aber: Erhöhung der Investitionskraft der deutschen Wirtschaft und Senkung der Arbeitslosigkeit gelingt nur teilweise

Nachrüstungsdebatte

1979: NATO-Beschluss zur „Nachrüstung“ Europas mit Raketen und Marschflugkörpern falls die UdSSR nicht ihre Raketen aus Mitteleuropa abzieht
UdSSR verweigert Abrüstung ( Reagen (USA) heizt Wettrüsten weiter an

Friedensbewegung aus Teilen von SPD, Grünen und Bürgerbewegungen befürchten Übergang vom „Kalten“ zum „Heißen Krieg“ ( Demonstrationen

aber: Bundestag stimmt für „Nachrüstung“

Kardinalfragen der 80er Jahre

· Lage der Bundesrepublik zwischen den westlichen und östlichen Atommächten
( Vermittler im Entspannungsprozess
· wirtschaftsliberaler Zeitgeist: geringes aber stetiges Wirtschaftswachstum

· Dauerarbeitslosigkeit belastet Sozialversicherung und Kommunen

· Rentenfinanzierung: Problem der demografischen Lücke
· Umweltproblematik und Energieversorgungsfrage

Einwanderungsbewegung

wirtschaftlicher Wohlstand in Westdeutschland zieht Arbeitssuchende an

· Zahl der Gastarbeiter steigt von 4,5 Mio. 1980 auf 6 Mio. 1990
· Aussiedlung von Deutschstämmigen aus Polen, Sowjetunion und Rumänien

soziale Probleme durch Ende des sozialen Wohnungsbaus führen zur Protestwählerschaft
( neu gegründete rechtsradikale Republikaner erhalten Zulauf

Bundestagswahl 1987
1986: SPD entscheidet sich für sozialökologische Leitlinie ihrer Politik und langfristigen Ausstieg aus der Kernenergie ( galt als kompetent in Sachen Umweltschutz/Abrüstung

aber: Wirtschaftsinteressen führen zum Sieg d. CDU/CSU-FDP-Koalition bei Wahlen 1987
IV Die Entwicklung in der DDR 1949-1990
1 Stalinismus und 17. Juni 1953

Stalinismus
erste Jahre der DDR sind der Übergang von der autoritären Besatzungspolitik der Sowjetunion zur totalitären Parteidiktatur der SED

Vorbild: Herrschaftssystem der UdSSR und Stalins Herrschaftsmethoden

· totalitäres System des Staatssozialismus

· Herrschaftssystem beruht auf massiver Unterdrückung und Terror durch das Militär

· Pseudoreligiöser Führerkult um den allbestimmenden Diktator Stalin

Errichtung der SED-Diktatur

totalitäre Parteidiktatur der SED in der DDR; Vorsitzender: Walter Ulbricht
Ziel: Ausschaltung des Klassenfeindes („Verschärfung der Klassenkämpfe“)

ab 1950: Ministerium für Staatssicherheit („Stasi“)

· umfassender Überwachungs- und Unterdrückungsapparat

· Überwachung durch offizielle und inoffizielle Mitarbeiter (z.B. Hausgemeinschaft)

Unterdrückung von unabhängigen Parteien (CDU, PDPD)
( „Säuberungen“ mit dem Vorwurf des „Titoismus“ und „Trotzkismus“

Oktober 1950: Einheitslistenwahlen sichern Führungsrolle der SED

„Aufbau des Sozialismus“

1950: Fünf-Jahres-Plan der DDR auf dem 3. SED-Parteitag
· Verdoppelung der Produktion von 1936 bis 1955

1952: SED beschließt „planmäßigen Aufbau des Sozialismus“ nach sowjetischem Vorbild

· Kollektivierung der Landwirtschaft

· Enteignung und „Volkseigene Betriebe“ (VEB)

1952: Zentralisierung: Beseitigung der Länder der DDR. Neueinteilung in Bezirke
Volksaufstand vom 17. Juni 1953
März 1953: Tod Stalins

SED verspricht auf Druck der UdSSR einen „Neuen Kurs“

· Zurücknahme des Terrors

· mehr Rechtssicherheit

· Ausbau der Konsumgüterproduktion

aber: keine Rückname der Erhöhung der Arbeitsnormen

17. Juni: spontane Streiks auf Ostberliner Baustellen weiten sich zum Volksaufstand aus
Forderung: Rückname Normenerhöhung und Ende des SED-Regimes

Gegenmaßnahmen der Regierung

· Niederschlagung des Aufstands durch sowjetische Panzer

· „Reinigung“ der SED von „Passivisten“ und „Sozialdemokraten“
· Senkung der Konsumgüterpreise

· UdSSR beendet Entnahme von Reparationen aus der laufenden Produktion

Integration der DDR in den Ostblock

1954: offizielle Beendigung des „Neuen Kurs“ auf dem 4. Parteitag der SED

1954: NATO-Beitritt der Bundesrepublik
( Umwandlung der kasernierten Volkspolizei in die Nationale Volksarmee (NVA)

September 1955: Sowjetunion erklärt formelle Unabhängigkeit der DDR

1956: Beitritt der DDR zum Warschauer Pakt

2 Fluchtbewegung, Mauerbau und Stabilisierung

Verhinderte Entstalinisierung

1956: Entstalinisierung der KPdSU
· Hoffnungen auf Änderungen in der DDR

· Unruhen und Aufstände in Ungarn und Polen

aber: Ulbricht verhindert Entstalinisierung der SED

· Behauptung: es habe nie Personenkult und Massenrepressionen gegeben

· keine Diskussion über „3. Weg“ zwischen Sowjetsystem und westlicher Demokratie

· Reiseverbot, „Republikflucht“ wird schwerer Strafbestand

· totale Gleichschaltung der Blockparteien

· Freie Deutsche Jugend (FDJ) übernimmt auch eine militärische Ausbildung

Scheitern des zweiten Fünf-Jahres-Plans

1956: zweiter Fünf-Jahres-Plan
( Anstieg von Industrie- und Konsumgüterproduktion

aber: bis 1960 keine Erfüllung des Fünf-Jahres-Plans wegen Kollektivierung
( Anstieg der Fluchtwelle („Abstimmung mit den Füßen“)

Mauerbau am 13. August 1961
seit 1945: Fluchtbewegung aus der SBZ in die Westzonen
1949-1961: Flucht von 2,7 Mio. aus der DDR in die Bundesrepublik

( Verlust von jungen, qualifizierten Arbeitskräften

seit 1951: systematische Befestigung der Demarkationslinie zur Bundesrepublik
aber: offene Grenze zwischen Ost- u. Westberlin ist Schlupfloch für „Republikflüchtlinge“

1958: Ultimaturm Chruschtschows, West-Berlin zur„freien Stadt“ zu machen scheitert
13. August: NVA besetzt Sektorengrenzen in Westberlin; Bau einer 2m hohen Mauer

· Bundesregierung ist fassungslos

· West-Mächte protestieren, aber schreiten nicht ein, da die „three essentials“ von Berlin (Status, Zufahrtswege, Lebensfähigkeit) gewährleistet sind

( Berliner Mauer war 30 Jahre lang das weltweite Symbol für Unfreiheit und Unterdrückung durch das Sowjetsystem

Modernisierung im Schutz der Mauer

Mauerbau gilt als „heimlicher Gründungstag“ der DDR
Abgeschirmt durch den „antifaschistischen Schutzwall“ versuchte man, durch eine „wissenschaftlich-technische Revolution“ Anschluss an das „Weltniveau“ zu finden.

1963: „Neues ökonomisches System der Planung und Leitung“
materielle Anreize für Angestellte und größere Spielräume für Unternehmen

1970: DDR-Industrieproduktion übertrifft die des viermal so großen Dt. Reichs von 1936

Ulbrichts „Modell DDR“

· „stillschweigende Übereinkunft“:
Bevölkerung legitimiert SED-Herrschaft durch Wahl, dafür größere private Freiräume

· Identifikationsangebote des SED-Staats: Kultur und Leistungssport

· Ulbricht gibt sich als väterliche Führungsfigur

1968: neue Verfassung: DDR als „sozialistischer Saat deutscher Nation … unter Führung der Arbeiterklass und ihrer marxistisch-leninistischen Partei“

aber: DDR-Armee beteiligt sich an der Zerschlagung des „Prager Frühlings“ in der ČSSR

3 Der Weg in die Stagnation und die Systemkrise der 80er Jahre

Höhepunkt des „real existierenden Sozialismus“

1970/71: Ablehnung der Ostverträge und des Berlin-Abkommens zeigt Ulbrichts Selbstbewusstsein gegenüber der Sowjetunion
3. Mai 1971: Erich Honecker löst Ulbricht in der Stelle des Ersten Sekretärs der SED ab

Honecker erkennt Führungsrolle der UdSSR an
( Abschließung von Berlin-Abkommen und Grundlagenvertrag mit der Bundesrepublik

„Goldene Jahre“ der DDR unter Honecker

· weltweite Anerkennung der staatlichen Existenz der DDR

· Anstieg von Wohlstand und Entspannung der Wohnungsnotlage
1974: Verfassung ohne Hinweis auf einheitliche deutsche Nation oder Wiedervereinigung

Wirtschaftliche Stagnation und Reformunfähigkeit
1973/74: erste Ölkrise
UdSSR verlangt Weltmarktpreis für Erdöllieferungen und stärkere Einbindung in die RGW
( Einschränkung des Westhandels und hohe Auslandsschulden
( Unzufriedenheit der Bevölkerung

1975: DDR unterzeichnet KSZE-Schlussakte (Korb 3: Garantie der Menschenrechte)

aber: Hoffnungen der DDR-Opposition werden nicht erfüllt
Wirtschaftlicher Niedergang 1982 – 1988
1979/80: zweite Ölkrise ( Sturz in die Systemkrise

1982: Abwendung der Zahlungsunfähigkeit (trotz zahlreicher wirtschaftlicher Vorteile) durch vom bayerischen Ministerpräsidenten F. J. Strauß vermittelten Milliarden-Kredit

wirtschaftliche Krise

· veraltete DDR-Industrie unfähig zu Neuinvestitionen

· Zerfall von Alt-Städten

· dramatischer Anstieg der Umweltverschmutzung musste geleugnet werden

Loyalitätskrise und Opposition

Bedarfslenkung bei Lehrstellen und Rückgang von Studienplätzen
( DDR-Jugend fühlt sich um ihre Zukunft betrogen, keine Hoffnung auf Besserung

Bürgerrechts-, Ökologie- und Friedensgruppen innerhalb der evangelischen Kirche
1985: SED weigert sich, Politik von „Perestroika“ (Umgestaltung) und „Glasnost“ (Offenlegung) von Gorbatschows KPdSU zu übernehmen

( Bildung von politischen Organisationen wie „Initiative für Frieden und Menschenrechte“

Kontrolle der Lage durch Verhaftungen und Ausweisungen durch die Stasi
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Schema: Die DDR bis 1989
4 Die friedliche Revolution 1989

Flucht- und Ausreisewelle

ab 1984: 10 000 Umsiedler verlassen jährlich die DDR

aber: SED lehnt alle Reformvorschläge ab

1989: Gorbatschow gibt „Breschnew-Doktrin“ auf
( Garantie der Eigenständigkeit aller Staaten außerhalb der UdSSR
( entscheidende Reformen in Polen und Ungarn
aber: keine Veränderung in der DDR

erstes Halbjahr 1989: Übersiedlung von 46 000 DDR-Bürgern in die Bundesrepublik

August: Besetzung der westdeutschen Botschaften in Warschau, Prag und Budapest

( DDR-Regierung gestattet Ausreise um Aufsehen zu vermeiden

Oppositionsentwicklung

ab März 1989: Demonstrationen in den Großstädten

Forderungen

· Reisefreiheit

· Demokratie

· Meinungsfreiheit

· Rechtsstaatlichkeit

· freie Wahlen

(nicht zugelassene) neu gegründete Parteien fordern Abschaffung der DDR-Diktatur

ab 25. September: Montagsdemonstrationen in Leipzig
( kein staatlicher Widerstand, da diesem Unterstützung durch sowjetisches Militär fehlt

7. Oktober: Feier zum 40. Gründungstag der DDR (letzte Machtdemonstration der SED)
Absetzung Honeckers und Öffnung der Grenzen
16. Oktober: 120 000 Menschen bei der Montagsdemonstration in Leipzig

18. Oktober: Absetzung Honeckers, der Gorbatschows Reformen-Forderung ignorierte
Nachfolger: Egon Krenz

4. November: 1 Mio. Menschen bei einer Demonstration in Ost-Berlin
( Rücktritt von DDR-Ministerrat und SED-Politbüro

9. November 1989: DDR-Staatsrat beschließt baldige allgemeine Reisefreiheit
( 10 000 Ost-Berliner versammeln sich an den Mauerübergängen
( Grenzbeamte geben Druck nach, und öffnen die Grenzübergänge

Ende der SED-Diktatur

13. November: alte Volkskammer wählt Hans Modrow zum Ministerpräsidenten der DDR
· Erneuerung und Erhaltung der DDR

· Ablösung SED-Vorherrschaft durch „Runden Tisch“

Dezember: Verfassungsänderungen

· Streichung des Führungsanspruchs der SED

· Auflösung von „Stasi“ und „Kampfgruppen der Arbeiterklasse“

Rücktritt Egon Krenz ( Gregor Gysi wird zum Vorsitzenden der SED gewählt

Umbenennung in Partei des Demokratischen Sozialismus (PDS)
trotzdem: starker Rückgang der Mitgliederzahlen

Pluralistische Parteienentwicklung und erste freie Wahlen

Entwicklung einer pluralistischen Parteienstruktur (CDU, SPD, DSU…)
zentrale Frage: Wie schnell kommt die Wiedervereinigung?

18. März 1990: erste freie Volkskammerwahlen in der DDR

· Sieg der „Allianz für Deutschland“ (CDU und DSU)

· Lothar de Maizière (CDU) wird Ministerpräsident

· Bildung einer Großen Koalition zum schneller Beitritt zur Bundesrepublik

V Die Deutsche Frage 1949 – 1990

1 Innerdeutsche Beziehungen 1949 -  1969

Die Deutsche Frage

· Teilung Deutschlands in BRD und DDR durch den Kalten Krieg

· „Deutsche Frage“: Herstellung der staatlichen Einheit für Deutschland

· Lösung hängt vom Verhältnis der Supermächte USA und Sowjetunion ab

Gesamtdeutsche Irritationen

BRD und DDR wollen deutsche Einheit

· Grundsatz im Präambel des Grundgesetzes der BRD:
“gesamtes deutsches Volk“ ist aufgefordert, „Einheit und Freiheit D. zu vollenden“

· DDR-Verfassung beansprucht, gesamtdeutsche Verfassung zu sein

aber: keine der beiden Regierungen verfolgte dieses Ziel um jeden Preis

· März 1950: DDR ignoriert den Vorschlag der BRD, eine verfassungsgebende Nationalversammlung und freie Wahlen abzuhalten

· 1950: BRD lehnt DDR-Vorschlag ab, gesamtdeutschen Rat zur Vorbereitung freier Wahlen, einer Nationalversammlung und eine gesamtdeutsche Regierung zu bilden
Alleinvertretungsanspruch der Bundesrepublik

Adenauer:

· nur Bundesrepublik sei befugt, für das ganze deutsche Volk zu sprechen, da es in der SBZ keine freien Wahlen gegeben habe (keine rechtswirksame Regierungsbildung)
( DDR war für die BRD kein völkerrechtlich anerkannter Staat

· DDR-Regierung könne aufgrund des Gebietsverzichts östliche der Oder-Neiße nicht mehr für Gesamtdeutschland sprechen

Folgen des Alleinvertretungsanspruchs

März 1952: Ablehnung der „Stalin-Note“ durch die Bundesregierung
· Westbindung habe Vorrang

· Verhandlung mit der Sowjetunion nur aus einer starken Position
· Magnettheorie: früher oder später Wiedervereinigung nach West-Bedingungen, da das Gesellschaftsmodel der BRD attraktiver sei

ab 1955: „Hallstein-Doktrin“: BRD bricht diplomatische Beziehungen zu Staaten ab, die die DDR als Staat im völkerrechtlichen Sinne anerkennen

Zweistaatentheorie

BRD und DDR sind für Sowjetunion theoretische souveräne Staaten, die gemeinsam mit den Siegermächten des Zeiten Weltkriegs eine Wiedervereinigung suchen konnten

bis 1963: DDR-Regierung verfolgt deutsche. Einheit; aber: D müsse sozialistisch sein

Folgen des Mauerbaus

Mauerbau lässt Adenauers Magnettheorie scheitern

( neue Deutschlandpolitik: „Politik der kleinen Schritte“

· teilweise Anerkennung der DDR als Staat

· Sicherung des Verkehrs zwischen West-Berlin und Bundesrepublik

· „Passierschein-Abkommen“: West-Berliner können Verwandte in Ost-Berlin besuchen

2 Wandel durch Annäherung 1969 – 1989

Entspannung und neue Ostpolitik

Ende der 50er: Politik des Status quo zwischen gleich stark gerüsteten Supermächten

Ende der 60er: Entspannungspolitik durch Nixon

( Entkrampfung der Verhältnisse zwischen BRD und DDR durch Willy Brandt (SPD)
(Aussöhnung mit DDR, Ost-Staaten und Sowjetunion)
Ziele der neuen Politik
· Offenhaltung der Deutschen Frage

· Wahrung der Einheit der Nation

· Klarstellung der Verantwortlichkeit der vier Siegermächte des Zweiten Weltkrieges für Deutschland als Ganzes und für Berlin

· Definition der DDR als Inland für die Bundesrepublik

· zwischenstaatliche Vereinbarungen im Interesse der Menschen in Deutschland

Zustimmung der Sowjetunion zur neuen Deutschlandpolitik der BRD nötig

( BRD muss auf Kernwaffen verzichten und Unverletzlichkeit d. Ost-Grenzen anerkennen

1969: Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen
1970: Verträge von Moskau und Warschau; 1973: Vertrag von Prag
( bestehende Grenzen Europas wurde für unverletzlich erklärt

Viermächte-Abkommen über Berlin und Grundlagenvertrag
1971: Viermächte-Abkommen über Berlin
Sowjetunion, USA, England und Frankreich erklären sich mit Ausbau der Bindungen zwischen der Bundesrepublik und West-Berlin einverstanden

1972: Grundlagenvertrag (Verhältnis zwischen BRD und DDR)
· Gleichberechtigung der beiden Staaten

· Unverletzlichkeit der Grenzen

· keine Erhebung von Gebietsansprüchen

· Unabhängigkeit und Selbstständigkeit der beiden Staaten

· Einhaltung der Ziele und Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen

· Austausch von „Ständigen Vertretungen“

· Zusammenarbeit in Wirtschaft, Verkehr, Post-, Fernmeldewesen, Sport …

aber:
Austausch von „Ständigen Vertretungen“ anstatt Botschaften
( BRD sieht DDR nicht als Ausland an (Einheit der deutschen Nation)
( BRD kennt nur eine dt. Staatsangehörigkeit, obwohl DDR auf eigene bestand

Verfassungsmäßigkeit der Verträge

Bedingungen der Ostverträge an die BRD:
· Verzicht auf Alleinvertretungsanspruch der BRD in Deutschlandfragen

· Beendigung der Hallstein-Doktrin

· Respektierung der faktischen Grenzen in Europa

aber: Einheit Deutschlands im Sinne des Grundgesetzes wird nicht aufgegeben
(Siegermächte sind für Friedensvertrag und Deutschland als Ganzes verantwortlich)
1973: Bundesverfassungsgericht beseitigt Zweifel der Opposition

· Ostverträge verletzen weder das Wiedervereinigungsgebot noch den Grundsatz der Einheit der Nation

· Deutschland wird als Ganzes gesehen, DDR sei kein Ausland

( „Deutsche Frage“ ist nach den Ostverträgen weiterhin offen

DDR und Einheit der Nation

1949: Verfassung („das deutsche Volk“)

aber: ab 1966: Aufgabe der Vorstellung einer einheitlichen deutschen Nation

1968:
Verfassung („das Volk der Deutschen Demokratischen Republik“)
(„sozialistischer Staat deutscher Nation“)
1974: Verfassung („sozialistischer Staat der Arbeiter und Bauern“)
Bundesrepublik galt als „imperialistisches Ausland“

Abgrenzungspolitik macht Deutschlandgrenze unüberwindlich

Verbot der DDR-Hymne („…Deutschland, einig Vaterland…“)
3 Der Einigungsprozess 1990

Folgen der Maueröffnung für DDR und Bundesrepublik
9. November 1989: Maueröffnung

( Niedergang der SED
Ende November: Zehn-Punkte-Plan Kohls (Plan zur künftigen Staatengemeinschaft)

· DDR-Opposition entwirft neue DDR-Verfassung (Weg einer eigenständigen DDR)

· Hans Modrow (SED) versucht vergeblich, die DDR-Planwirtschaft durch Beteiligung westdeutscher Firmen an DDR-Betrieben zu retten

· Massenflucht nach Westdeutschland

Januar 1990: Gorbatschow gibt Prinzipielle Zustimmung zur Wiedervereinigung

· Bundesregierung verfolgt das Ziel einer schnellen Vereinigung

· Modrow gerät durch Enthüllungen über Machtmissbrauch der SED unter Druck
( Modrow schlägt Währungsunion und Volkskammerwahlen vor

Wählerauftrag der ersten freien DDR-Wahl

18. März 1990:
erste freie und geheime Volkskammerwahlen der DDR



(Beeinflusst durch die Medien und Spitzenpolitiker der BRD)
· PDS und andere Oppositionsgruppen: weitere Eigenständigkeit der DDR
· SPD: allmähliches Zusammenwachsen der beiden deutschen Staaten

· „Allianz für Deutschland“ CDU/DSU: möglichst schnelle Vereinigung

Wahlsieg der CDU (40,9%) ( 5-Parteinkoalition ( Ministerpräsident de Maizière (CDU)

· Lothar de Maizière sieht DDR-Wählerauftrag in der „möglichst schnellen Herstellung der deutschen Einheit“

· Vorschlag zum Beitritt zur BRD nach Artikel 23 Grundgesetz (wie Saarland 1955)

Die Lösung der Deutschen Frage
ab 5. Mai: „Zwei plus Vier-Verhandlungen:

ausgehend von Potsdamer Abkommen und Deutschlandvertrag vereinbaren die alliierten Siegermächte mit den beiden deutschen Staaten die Bedingungen der vollen Souveränität des vereinten Deutschland

1. Juli: Staatsvertrag (Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion)

· Einführung der West-DM in der DDR
· Einführung der sozialen Marktwirtschaft der BRD in der DDR

15./16. Juli: Sowjetunion stimmt NATO-Mitgliedschaft des vereinten Deutschland zu

31. August: Einigungsvertrag

· DDR-Recht wird mit Beitritt der DDR durch Bundesrecht abgelöst

12. September: „abschließende Regelung in Bezug auf Deutschland“ („Zwei plus Vier“)

· Deutschland wird durch das Gebiet der BRD, DDR und Berlins definiert

· Oder-Neiße-Grenze zu Polen ist „endgültig“

· ganz Berlin ist Teil Deutschlands

· vereinigtem Deutschland wird Souveränität über „ganz Deutschland“ zugesprochen

3. Oktober 1990: „Tag der Deutschen Einheit“

Die erste gesamtdeutsche Wahl

nach der Vereinigung: Wiedererrichtung der alten Länder und Landtagswahlen in DDR

2. Dezember: erste gesamtdeutsche Bundestagswahl

· SPD-Opposition (Lafontaine) betrachtet schnelle Einigungspolitik skeptisch (Unkalkulierbarkeit der Kosten und Gefahr der sozialen Ungerechtigkeit)
· aber: allgemeine Freude über die deutsche Einigung führt zum Wahlsieg der CDU

· Koalition aus CDU/CSU und FDP; Helmut Kohl wird erster gesamtdeutscher Kanzler

Probleme der Vereinigung

England und Frankreich hegten große Vorbehalte gegen ein Gesamtdeutschland
aber: Unterstützung der USA und Zustimmung der Sowjetunion machen den Weg frei

Folgen der Vereinigung
· Verlust eines Großteils der DDR-Absatzmärkte durch die DM-Einführung
(DM-Preise waren für DDR-Handelspartner Sowjetunion, ČSSR und Polen zu teuer)

· Ansturm auf westliche Waren bereiten der DDR-Landwirtschaft Absatzprobleme

· Wirtschaftskrise durch Abschaffung des Subventionssystems der Planwirtschaft, Zwang zur rentablen Produktion und Privatisierung

· Anstieg der Arbeitslosigkeit zwingt Bundesregierung zu Steuererhöhungen und deutlicher Erhöhung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge ( Unzufriedenheit
· Vereinigungskriminalität (Spekulanten, Versicherungsagenten, Autohändler)

· Treuhandanstalt (Privatisierung und Sanierung des Staats-Eigentums der DDR)

· Modernisierung von Infrastruktur und Gebäuden in der DDR notwendig

· Modernisierung der Umweltpolitik und des Gesundheitswesens
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